
frage des Abg. Dr. Fleck vom 27.03.2020:  
Corona-Virus-Corona-Pandemie-Corona-Hysterie-Remonstrationspflicht 
 
Der Landrat verwies auf die Antwort der Verwaltung vom 08.05.2020. 
 
Anfrage des Abg. Dr. Fleck vom 12.05.2020: 
Arbeitslose im Rechtskreis SGB II, erwerbsfähige Leistungsbezieher im SGB II-Bezug und 
Asylbewerber/Flüchtlinge in den 19 Städten und Gemeinden des Rhein-Sieg-Kreises und 
insgesamt im Rhein-Sieg-Kreis 
 
Der Landrat verwies auf die Antwort vom 03.06.2020. 
 
Anfrage des Abg. Dr. Fleck vom 26.05.2020: 
Maskenpflicht - Rückatmung von Kohlendioxid bei Verwendung von Operationsmasken als 
hygienischer Mundschutz an medizinischem Fachpersonal - Schulen und Kitas wegen falscher 
Corona-Studie dicht - Bitte um Einholung von Stellungnahmen beim Robert-Koch-Institut (RKI), 
Berliner Charité bzw. zuständigen Institutionen 
 
Der Landrat verwies auf die Antwort vom 16.06.2020. 
 
Abg. Dr. Fleck sagte, in seiner Anfrage zur Maskenpflicht vom 26.05.2020 habe er darum 
gebeten, das die Verwaltung eine Stellungnahme vom Robert-Koch-Institut einhole. Er bat 
darum, seine Anfrage nochmal dem RKI zu übermitteln und um Stellungnahme zu bitten. 
 
Zum Thema Corona-Test in Seniorenheimen fragte Abg. Kemper, ob es richtig sei, dass es 
mindestens einen Betreiber eines Seniorenheimes gäbe, der das Testen der Bewohner und der 
Mitarbeiter verweigert habe. Falls die Antwort bejaht werde, würde er gerne wissen, wie das 
Gesundheitsamt mit diesem Umstand umgehe?  
Weiter bat er, dass die Antwort der Verwaltung zur Niederschrift beigefügt werde. 
 
Der Landrat sagte, dass die Antwort zum Protokoll beigefügt werde. 
 
Antwort der Verwaltung:  
 
Es ist zutreffend, dass ein Betreiber einer stationären Pflegeeinrichtung Zweifel an der 
Notwendigkeit und Angemessenheit einer Reihentestung hatte.  
Der Fachbereich hat im Dialog zum Ausdruck gebracht, dass es sich um ein Angebot handelt, 
welches die vulnerable Gruppe der Heimbewohner besonders ins Augenmerk und damit in 
Schutz nehmen möchte und dass dies auch mit dem zugrundeliegenden Beschluss des 
Kreisausschusses Anspruch der politischen Entscheidungsträger im Rhein-Sieg-Kreis ist.  
Die ablehnende Haltung wurde respektiert, ein Zwang zur Testung von Bewohnern und 
Personal hat zu keiner Zeit bestanden.  
 
 
Weitere Mitteilungen und Anfragen lagen nicht vor. Dann schloss der Landrat den öffentlichen 
Teil der Sitzung. 
 
 


